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Thema des Tages 

  

Zwischen Krypto-Schwindel und Clan-Kriminalität 

Steuerfahndung wird nicht einfacher, doch Personal fehlt. Auch am Standort 

Braunschweig. 
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Finanzbeamtentum stellt man sich dann doch etwas anders vor. „Wenn wir zu einem 

größeren Einsatz ausrücken, kommen schon mal 20 und mehr Leute zusammen“, sagt 

ein Fahnder. Es kann um Firmenräume gehen, die durchsucht werden müssen, um die 

Privatwohnung, ums Büro des Steuerberaters und um Bankfilialen und Schließfächer zur 

Sicherstellung des Geldes. Solche Durchsuchungen seien keine Kleinigkeit, betont der 

Mann. Es geht um Gerechtigkeit, es geht aber auch um viel Geld für den Staat. Und um 

die Frage, ob all das gefährdet ist. 

Vier „Finanzämter für Fahndung und Strafsachen“ („FaFuSt“) hat Niedersachsen. Sie 

sind an den Standorten der früheren Bezirksregierungen in Braunschweig, Hannover, 

Oldenburg und Lüneburg. Entsprechend groß ist das jeweilige Einsatzgebiet. „Die 

örtliche Zuständigkeit (...) deckt die Bezirke der Finanzämter Braunschweig-

Wilhelmstraße, Braunschweig-Helmstedt, Peine, Gifhorn, Wolfenbüttel, Goslar-Bad 

Gandersheim, Northeim-Herzberg, Göttingen sowie der Finanzämter für 

Großbetriebsprüfung in Göttingen und Braunschweig ab“, heißt es beim Landesamt für 

Steuern, dem das „FaFuSt Braunschweig“ unterstellt ist. 121 Mitarbeiter hat das Amt 

derzeit. „Klassische Eingri<sverwaltung“, sagt der Fahnder am Telefon. Der oberste Chef 

ist Finanzminister Gerald Heere (Grüne). 

Das Problem lautet Nachwuchsmangel 

Als 2025 eine neue Leiterin an das Amt in Braunschweig kam, war das dem Land eine 

umfangreiche Pressemitteilung wert. Zur Bilanz 2024 hieß es: „Die Höhe der (…) 

festgestellten Steuern aus Steuerfahndungsprüfungen beträgt mehr als 38 Millionen 

Euro.“ Über 900 Strafverfahren seien rechtskräftig abgeschlossen worden, durch Gericht 

und Staatsanwaltschaft weitere 213 Verfahren. Die insgesamt verhängten Geldauflagen 

betrugen demnach rund 1,6 Millionen Euro, es gab gerichtlich verhängte Freiheitsstrafen 

sowie Geldstrafen von insgesamt mehr als eine Million Euro. 



Das Problem, auch bei der Steuerfahndung, lautet Nachwuchsmangel. Von einer zudem 

relativ ungünstigen Altersstruktur spricht die Vorsitzende vom zuständigen Ortsverband 

der Deutschen Steuer-Gewerkschaft. In den nächsten zehn Jahren gingen rund die 

Hälfte der Beschäftigten in Pension. „Wir bekommen nur schwer Nachwuchs“, heißt es 

aus Braunschweig. Das Problem hat natürlich nicht nur der Standort Braunschweig der 

niedersächsischen Steuerfahndungs-Standorte. Dort aber sei die Altersstruktur am 

ungünstigsten, heißt es. 

Zwar gäbe es einigermaßen ausreichend Stellen im Stellenplan des Landes. Aber wenn 

zu viele unbesetzt seien, dann würden eben auch mal welche rausgestrichen. 

Momentan gebe es 13 o<ene Fahnderstellen, heißt es auf unsere Anfrage an die 

Behörde, vor einigen Jahren seien es acht gewesen. 4 fehlende Sachbearbeiter für 

Bußgeld und Strafsachen kämen hinzu. 

Im Finanzministerium rechnet man auf Basis der verfügbaren Stellen im 

Landeshaushalt: Das Ministerium nennt aktuell 10,61 fehlende Vollzeiteinheiten. 

Nachteile des Jobs: viel unterwegs sein, vergleichsweise wenig 

Homeo<icemöglichkeiten, zum Beispiel wegen Auswertung sensibler Daten, die nicht 

zuhause erfolgen kann. Außerdem sei das Stellenniveau insgesamt deutlich niedriger als 

etwa bei den Ämtern für Großbetriebsprüfung. Heißt: Dort lockt im Vergleich eine höhere 

Besoldung. Hinzu kommt: Die Ausbildung dauert sechs Jahre, erst drei zum 

Finanzbeamten, dann zwei Jahre in der „Veranlagung“, also beim Bearbeiten von 

Steuererklärungen. Dann folgt noch ein weiteres in der Betriebsprüfung. Erst dann kann 

man Fahnder werden. 

Die Bußgeld- und Strafsachenstellen, zweites Standbein, sind für die strafrechtliche 

Anklage von Steuerstraftaten und das Ahnden von Steuerordnungswidrigkeiten 

zuständig. „Sie agieren in staatsanwaltschaftlicher Funktion und sorgen für die 

Bestrafung bei festgestellter Steuerhinterziehung bzw. für die Ahndung von 

Ordnungswidrigkeiten“, heißt es in einer Broschüre. 

„Lage insgesamt deutlich gefährlicher“ 

Das Arbeitsfeld ist breit, von organisierter Kriminalität bis zu schwarzer 

Wohnungsvermietung (manchmal gehört beides zusammen). „Organisierte Kriminalität 

und Clans sind heftiger geworden“, heißt es bei der Steuer-Gewerkschaft. Die Polizei 

leiste wenn nötig Hilfestellung, aber es gebe bei vielen Einsätzen schon einige 

Anspannung. „Die Lage wird insgesamt deutlich gefährlicher“, sagt eine Fahnderin. 

Selbst das Tragen von Schutzwesten muss je nach Gefährdungsanalyse ab und an 

angeordnet werden. Auch der Landesvorsitzende der Deutschen Steuer-Gewerkschaft 

Thorsten Balster hebt hervor, dass die Arbeit immer anspruchsvoller werde, 

beispielsweise auch durch den Einsatz von Kryptowährungen. Aber die Fahnderinnen 

und Fahnder sind mit Herzblut dabei. 



„Wir machen ja keine Erbsenzählerfälle“, sagt der Fahnder. Die ö<entlichen Haushalte 

seien klamm, über Steuererhöhungen werde das Geld dann bei den Bürgern geholt. Bei 

Kollegen stapelten sich derweil bis zu 30 Fälle. „Aufgrund des akuten Personalmangels 

musste die Bearbeitungstiefe erheblich reduziert werden“, hatte Balster schon im Juni 

zum Thema Betriebsprüfungen erklärt. Doch sein Fazit dürfte wohl auch für die 

Arbeitsfelder der Steuerfahnder gelten. „Die schwarzen Schafe nutzen dieses schon seit 

Jahren gnadenlos aus. Und das mit gravierenden Folgen für Steuergerechtigkeit und 

Einnahmesicherung“, so Balster. 

Im Finanzministerium verweist man unter anderem auf höhere Ausbildungskapazitäten. 

„In dieser Legislaturperiode wurde auch einmalig die Möglichkeit ergri<en, 146 

Vollzeiteinheiten in der Steuerverwaltung zu entfristen“, heißt es auf Anfrage weiter. 

Dabei ging es um Tarifbeschäftigte, die zum Umsetzen der Grundsteuerreform 

eingestellt worden waren. „Diejenigen, die sich im Rahmen der Grundsteuerreform 

bewährt haben, sollen nach Abschluss dieser Tätigkeiten in den Grundbesitzstellen 

auch in anderen Arbeitsbereichen der Finanzämter eingesetzt werden“, so das 

Ministerium in einer Stellungnahme. 

Parallel seien eine weitere Modernisierung, Entbürokratisierung und Digitalisierung der 

Verwaltung notwendig. Dass auch dem Minister das Thema wichtig sei, hebt man 

hervor. 

 


